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BEANTWORTUNG 

bc;-gf, lAB 

1qq4 -07- 19 

zu b fj 20/J 

der Anfrage des Abgeordneten Dr. Feurstein 
und Kollegen vom 16. Juni 1994, Nr. 6820/J, 

betreffend die Auswirkungen des Heeresversorgungsgesetzes 
auf Grenzgänger, die während des Bundesheereinsatzes 

Verletzungen erleiden 

Frage 1: 

Wurden Sie bereits mit dieser Problematik der unzureichenden Ge­

währung von Krankengeld an österreichische Grenzgänger, die sich 

bei Truppen- oder anderen Übungen des Bundesheeres verletzen oder 
krank werden, befaßt, insbesondere vom Bundesministerium für Lan­
desverteidigung ? 

Antwort: 

Die von Ihnen angesprochene Problematik ist noch nicht an mich 
herangetragen worden. 

Frage 2: 

Werden Sie bei der nächsten Novellierung des Heeresversorgungsge­
setzes Bestimmungen vorsehen, wonach auch nach diesem Gesetz das 
Krankengeld in gleicher Höhe wie nach den Bestimmungen, die für 
Arbeitnehmer in Österreich gelten, zu gewähren ist ? 
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Frage 3: 

Welche anderen Vorschläge zur Lösung dieses Problems sind von 

Ihnen vorgesehen ? 

Antwort: 

Vorweg möchte ich bemerken, daß es für die Höhe des Krankengeldes 

nach dem Heeresversorgungsgesetz ohne Belang ist, ob der Betref­

fende in Österreich oder im Ausland erwerbstätig ist. Die Höhe des 

Krankengeldes für Heeresbeschädigte, die infolge der Dienstbeschä­

digung in ihrem zuletzt ausgeübten Beruf arbeitsunfähig sind und 

keinen Anspruch aus der gesetzlichen Krankenversicherung haben, 

wird grundsätzlich so bemessen, als ob eine Pflichtversicherung 

bei einer Gebietskrankenkasse bestehen würde. 

Ebenso wie eln aus der Sozialversicherung gewährtes Krankengeld 

deckt Jenes nach dem Heeresversorgungsgesetz etwa 50% des Ver­

dienstentganges ab. Etwaige Lohnausfälle von "Grenzgängern" können 

daher nicht dem Heeresversorgungsgesetz, sondern allenfalls den im 

Ausland geltenden sozialrechtlichen Vorschriften angelastet wer­

den. 

Ich sehe daher keine Veranlassung, den Berechnungsmodus des Kran­

kengeldes in der Heeresversorgung zu ändern. 

Der Bun esminister: 
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